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Persönliche Erklärung mit Angaben zur Zuverlässigkeit und zu weiteren Mandaten der/s Geschäftsleiterin/s, der/s 

Hauptbevollmächtigten, der/s Vertreterin/s für die Schadenregulierung, des Mitglieds des Verwaltungs- oder Auf-

sichtsorgans, der Verantwortlichen Person für eine Schlüsselfunktion oder für eine eventuell von den Unternehmen 

identifizierte weitere Schlüsselaufgabe 

 

1. Anzeigendes Unternehmen 

 
            

Firma und Sitz mit PLZ [lt. Registereintragung] BaFin-Registernummer (vierstellig) 

 

            

Kontaktperson (ggf. Titel, Vorname, Nachname) E-Mail-Adresse 

 

      
Kontaktdaten (Telefon-Nummer, Fax-Nummer) 

 
2. Angaben zur anzuzeigenden Person 

 
  

Frau / Herr   

                  

Nachname, sämtliche Vornamen Ggf. Geburtsname Ggf. Titel 

 

                  

Geburtsdatum 

 

Geburtsort Staatsangehörigkeit 

 

      

Wohnsitz (Straße, Hausnummer, PLZ, Ort, Staat) 

 

      
Kontaktdaten (Telefon-Nummer, Telefax-Nummer) 

 

      

Ggf. bisherige Wohnsitze im Ausland innerhalb der letzten zehn Jahre (Staat und jeweiliger Zeitraum) 

 

 
3. Angaben zu den Modalitäten der Anzeige 

 
  Erstmalige Bestellung der Person für eine anzeigepflichtige Tätigkeit bei dem anzeigenden Unternehmen  

 
  Wechsel der anzeigepflichtigen Tätigkeit bei dem anzeigenden Unternehmen 

 
  Aufnahme einer zusätzlichen anzeigepflichtigen Tätigkeit bei dem anzeigenden Unternehmen 

 

 

 

 

 
Bestellung bei einem weiteren Unternehmen: Neben der Tätigkeit bei dem anzeigenden Unternehmen 
wird/werden schon eine/mehrere zusätzliche anzeigepflichtige Tätigkeit/en bei einem oder mehreren 
anderen Unternehmen ausgeübt, vgl. „7. Angaben zu weiteren Tätigkeiten“ 

 
  Neubestellung für die anzeigepflichtige Tätigkeit im Zuge einer Umwandlung: Im Fall der Verschmelzung 

besteht für eine/n Mandatsträger/in des übertragenden Unternehmens eine Anzeigepflicht, wenn sie/er 
beim übernehmenden Unternehmen eine anzeigepflichtige Tätigkeit ausüben soll.  
(Im Fall des Rechtsformwechsels eines Unternehmens besteht keine Anzeigepflicht.) 

   
  Veränderungen in anderen Angaben gegenüber einer vorherigen Anzeige bei der BaFin 

 
Die wiederholte Bestellung bzw. Verlängerung eines bestehenden Mandats bei dem anzeigenden Unternehmen ist 
nicht anzeigepflichtig. 
 
Zu beachten ist jedoch, dass die wiederholte Bestellung bzw. Verlängerung eines bestehenden Geschäftsleiter-Mehr-
fachmandats bei dem anzeigenden Unternehmen immer gemäß § 24 Abs. 3 Satz 2 VAG genehmigungsbedürftig ist. 
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4. Angaben zur angezeigten Tätigkeit 
 
 

                  

(ggf. voraussichtliches)  

Datum der Bestellung 

(ggf. voraussichtliches) 

Datum des Beginns der Tätigkeit 

(ggf. voraussichtliche) 

Dauer der Tätigkeit 
 

 

a. Geschäftsleitung, Hauptbevollmächtigte/r, Vertreter/in für die Schadenregulie-

rung 
 

 - Geschäftsleiter/in 
 - Hauptbevollmächtigte/r   
 - Vertreter/in für die Schadenregulierung 

 
      
_________________________________________________________________________________________ 
Ggf. Bezeichnung der Position (z.B. Vorsitzender des Vorstands)  
 
      
_________________________________________________________________________________________ 
Ggf. Verantwortungsbereich (z.B. Hauptbevollmächtigter für die Niederlassung des Unternehmens in Staat X; bei 
Geschäftsleitern ist der aktuelle Geschäftsverteilungsplan des Vorstands beizufügen)  
 
 
  Genehmigungsfreies Geschäftsleiter-Mandat im Sinne des § 24 Abs. 3 Satz 1 VAG (eines 

von zwei Mandaten bei Versicherungsunternehmen, Pensionsfonds, Versicherungs-Hol-
dinggesellschaften oder Versicherungs-Zweckgesellschaften)  
 

  Genehmigungsbedürftiges und beantragtes Geschäftsleiter-Mehrfachmandat im Sinne 
des § 24 Abs. 3 Satz 2 VAG (sofern mehr als zwei Mandate bei Unternehmen derselben 
Versicherungs- oder Unternehmensgruppe wahrgenommen werden) 
 

 
Die Regelungen zu Mandatsbeschränkungen in anderen Gesetzen (insbesondere § 25c Kreditwesengesetz (KWG)) 
sind parallel zu beachten. 
 

 

b. Verwaltungs- oder Aufsichtsorgan 
 

 - Mitglied des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans 

 
      
_________________________________________________________________________________________ 
Ggf. Bezeichnung der Position (z.B. Vorsitzender des Aufsichtsrats)  
 
  Mandat im Sinne des § 24 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 1 VAG (eines von fünf Mandaten bei 

Unternehmen unter Aufsicht der BaFin)  
 

  Mandat im Sinne des § 24 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 2 VAG (sofern mehr als fünf Mandate 
bei Unternehmen derselben Versicherungs- oder Unternehmens-Gruppe wahrgenommen 
werden)  

 
Die Regelungen zu Mandatsbeschränkungen in anderen Gesetzen (insbesondere § 25d KWG und § 100 Aktiengesetz 
(AktG) ggf. i.V.m. § 189 Abs. 3 Satz 1 VAG) sind parallel zu beachten. 
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c. Schlüsselfunktion, weitere Schlüsselaufgabe 

Hinweis: Die folgenden Ausführungen zu den Schlüsselfunktionen gelten ebenso für weitere eventuell von den Un-

ternehmen identifizierte Schlüsselaufgaben. Der bisher verwendete Begriff des „Verantwortlichen Inhabers“ wird 

zur Vermeidung von Missverständnissen nicht weiter gebraucht, stattdessen wird der Begriff der „Verantwortli-

chen Person“ verwendet. Dies ist die natürliche Person innerhalb des Unternehmens, die für eine Schlüssel-

funktion verantwortlich ist. Nur die Verantwortliche Person ist gemäß § 47 Nr. 1 VAG anzuzeigen. Für Mitarbeiter, 

die zur Unterstützung der Verantwortlichen Person tätig sind, bedarf es keiner Anzeige. 

Im Falle der Ausgliederung einer Schlüsselfunktion ist der jeweilige Ausgliederungsbeauftragte die Verantwortliche 

Person im Sinne des § 47 Nr. 1 VAG, die der BaFin anzuzeigen ist. Die Aufgabe des Ausgliederungsbeauftragten als 

Verantwortliche Person für eine Schlüsselfunktion innerhalb des Unternehmens besteht in der Überwachung der 

Ausübung des Dienstleisters. Die Anzeige der Ausgliederung nach § 47 Nr. 8 VAG ist gesondert vorzunehmen. Die 

folgende Tabelle verdeutlicht die jeweils anzuzeigenden Personen: 

 Anzeige gemäß § 47 Nr. 1 VAG 

Wer ist als Verantwortliche Person im 

Unternehmen für die Schlüsselfunk-

tion anzuzeigen? 

Anzeige gemäß § 47 Nr. 8 VAG 

Wer ist als Zuständige Person 

für die Schlüsselfunktion beim 

Dienstleister anzuzeigen? 

Interne Einrichtung der Schlüs-

selfunktion im Unternehmen 

„Intern Verantwortliche Person“ 

(IVP) des Unternehmens 

- 

Ausgliederung der Schlüssel-

funktion auf einen Dienstleister 

„Ausgliederungsbeauftragter“ 

(AB) des Unternehmens 

„Zuständige Person“ des 

Dienstleister 

 

Verantwortliche Person für eine Schlüsselfunktion oder für eine weitere Schlüsselaufgabe 
 

 „Intern Verantwortliche Person“ (IVP) für 

  Unabhängige Risikocontrollingfunktion (§ 26 VAG) 

  Compliance-Funktion (§ 29 VAG) 

  Interne Revisionsfunktion (§ 30 VAG) 

  Versicherungsmathematische Funktion (§ 31 VAG) 

   

  weitere Schlüsselaufgabe:       
oder 

 „Ausgliederungsbeauftragte/r“ (AB) für  

  Unabhängige Risikocontrollingfunktion (§ 26 VAG) 

  Compliance-Funktion (§ 29 VAG) 

  Interne Revisionsfunktion (§ 30 VAG) 

  Versicherungsmathematische Funktion (§ 31 VAG) 

   

  weitere Schlüsselaufgabe:       

 

5. Angaben zu bisherigen Tätigkeiten 

 
 Es wurden bisher keine Anzeigeverfahren bei oder Prüfungsverfahren von einer Aufsichtsbehörde für den 

Finanzsektor im Europäischen Wirtschaftsraum hinsichtlich einer beruflichen Tätigkeit durchgeführt. 
 

 Es wurden folgende Anzeigeverfahren bei oder Prüfungsverfahren von einer Aufsichtsbehörde für den Finanz-
sektor im Europäischen Wirtschaftsraum hinsichtlich einer beruflichen Tätigkeit durchgeführt (ggf. auf einem 
gesonderten Blatt ausführen): 

 
Name der Aufsichtsbehörde für 
den Finanzsektor im EWR 

Anzeige- oder Prüfverfahren für fol-
gende berufliche Tätigkeit 

Rückmeldung oder Entscheidung 
der Aufsichtsbehörde mit Datum 
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6. Angaben zur Zuverlässigkeit 

 
• Angaben zu amtlichen Verfahren 

 

 Ich erkläre hiermit, dass nach meiner Kenntnis  

 
a) weder derzeit gegen mich ein Strafverfahren (umfasst Ermittlungsverfahren, Zwischenverfahren, Hauptver-

fahren) wegen eines Verbrechens oder Vergehens geführt wird noch zu einem früheren Zeitpunkt ein der-
artiges Verfahren geführt und mit einer Verurteilung oder Einstellung gemäß den §§ 153 und 153a Straf-
prozessordnung (StPO) abgeschlossen wurde;  

 
b) weder derzeit gegen mich ein Ordnungswidrigkeitenverfahren oder vergleichbares Verfahren im Zusammen-

hang mit einer unternehmerischen Tätigkeit geführt wird noch zu einem früheren Zeitpunkt ein derartiges 
Verfahren mit einer Geldbuße oder sonstigen Sanktion abgeschlossen wurde;  

 
c) gegen mich keine Aufsichtsbehörde eine gewerberechtliche Zuverlässigkeits- oder Eignungsprüfung oder ein 

aufsichtliches Verfahren zum Erlass von Maßnahmen eingeleitet oder durchgeführt hat; 
 

d) keine auf mich oder ein von mir geleitetes Unternehmen lautende Registereintragung, Erlaubnis, Mitglied-
schaft oder Gewerbeerlaubnis durch eine Behörde versagt oder aufgehoben worden ist oder in sonstiger 
Weise der Betrieb eines Gewerbes oder die Vertretung oder Führung der Geschäfte untersagt wurde oder 
ein entsprechendes Verfahren geführt wird; 

 
e) weder ich noch ein von mir geleitetes Unternehmen als Schuldner/in in ein Insolvenzverfahren, ein Verfahren 

zur Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung über die Vermögensverhältnisse, ein Schiedsverfahren oder 
ein vergleichbares Verfahren verwickelt ist oder war. 

 
 Die vorstehende Erklärung kann nicht uneingeschränkt abgegeben werden, da ein Sachverhalt gemäß den Buch-

staben a) bis e) positiv einschlägig ist: Es sind Angaben zum entsprechenden Verfahren zu machen und ggf. auf 
einem gesonderten Blatt auszuführen. Kopien der Urteile, Beschlüsse, Bescheide oder sonstiger Dokumente über die 
Verfahren sind beizufügen. 

 
In der Erklärung können anhängig gewesene Strafverfahren unberücksichtigt bleiben  

• die mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt wurden  

• die wegen eines Verfahrenshindernisses eingestellt wurden  

• die mit einem Freispruch beendet worden sind  

• bei denen eine ergangene Eintragung im Bundeszentralregister entfernt oder getilgt wurde oder 

• die gemäß § 53 Bundeszentralregistergesetz (BZRG) nicht angegeben werden müssen. 

In der Erklärung können anhängig gewesene gewerbezentralregisterrelevante Bußgeld- oder andere Verwaltungs-
verfahren unberücksichtigt bleiben wenn 
 

• sie mangels hinreichenden Tatverdachts eingestellt wurden  

• sie wegen eines Verfahrenshindernisses eingestellt wurden  

• sie mit einem Freispruch beendet worden sind oder  

• gemäß § 153 Gewerbeordnung (GewO) aus dem Gewerbezentralregister zu tilgen sind. 

 
Die nach den §§ 153 und 153a StPO eingestellten Strafverfahren sind dagegen anzugeben.  
 
Vergleichbare Sachverhalte nach Rechtsordnungen anderer Staaten sind ebenfalls anzugeben. 

 

Gericht/Behörde 

mit Sitz 

Aktenzeichen Gegenstand Verfahrensstand Anhängig seit 
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• Angaben zu Angehörigkeitsverhältnissen mit Organmitgliedern 

 

 Ich erkläre hiermit, dass nach meiner Kenntnis 

 
ich mit keinem Mitglied der Geschäftsleitung oder des Verwaltungs- oder Aufsichtsorgans des Unternehmens oder 
dessen Mutter- oder Tochterunternehmens in einem Angehörigkeitsverhältnis im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 Straf-
gesetzbuch (StGB) stehe. 

 
 Die vorstehende Erklärung kann nicht abgegeben werden: Es sind Angaben zur Person, zu deren Funktion im 

Unternehmen und zum Angehörigkeitsverhältnis zu machen und ggf. auf einem gesonderten Blatt auszuführen. 

 

Name des/der Angehörigen Angehörigkeitsverhältnis im Sinne 

des § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB 

Organ, Funktion im Organ 

      

 

      

 

      

 
      

 

      

 

      

 

 

• Angaben zu Geschäftsbeziehungen 

 

 Ich erkläre hiermit, dass nach meiner Kenntnis 

 
weder ich, noch ein Angehöriger im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB, oder ein von mir geleitetes Unternehmen 
Geschäftsbeziehungen zu dem Unternehmen unterhält, aus denen sich eine gewisse wirtschaftliche Abhängigkeit 
ergeben kann. 
 

 Die vorstehende Erklärung kann nicht abgegeben werden: Es sind Angaben zu Art und Umfang der Geschäftsbe-
ziehungen und ggf. zum Angehörigkeitsverhältnis zu machen und ggf. auf einem gesonderten Blatt auszuführen.  
 

Betreffende Person Ggf. Angehörigkeitsverhältnis im 

Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB 

Art und Umfang der Geschäftsbeziehungen 
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• Angaben zu eigenen Beteiligungen 

 
 Ich oder ein von mir geleitetes Unternehmen halte bzw. hält keine bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 

Nr. 3 VAG an dem anzeigenden Unternehmen oder entsprechende Anteile an einem anderen Unternehmen, 
das Anteile an dem anzeigenden Unternehmen hält. 

 
 Ich oder ein von mir geleitetes Unternehmen halte bzw. hält eine bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 

Nr. 3 VAG an dem anzeigenden Unternehmen oder entsprechende Anteile an einem anderen Unternehmen, 
das Anteile an dem anzeigenden Unternehmen hält. 

 
Unterzeichner/in bzw. von ihr/ihm 
geleitetes Unternehmen 

Bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG an dem anzeigenden 
Unternehmen oder Anteile an dem anderen Unternehmen, das Anteile an 
dem anzeigenden Unternehmen hält  

      
 

      
 

      
 

      
 

 
 Ich oder ein von mir geleitetes Unternehmen halte bzw. hält keine bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 

Nr. 3 VAG an einem anderen beaufsichtigten Unternehmen des Finanzsektors.  
 

 Ich oder ein von mir geleitetes Unternehmen halte bzw. hält eine bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 
Nr. 3 VAG an einem anderen beaufsichtigten Unternehmen des Finanzsektors.  

 
Unterzeichner/in 
bzw. von ihr/ihm 
geleitetes Unter-
nehmen 

Bedeutende Beteiligung 
im Sinne des § 7 Nr. 3 
VAG an einem anderen 
Unternehmen  

Anderes Unternehmen mit Re-
gister-Nummer und Sitz 

Art und Umfang des Ge-
schäftsmodells des anderen 
Unternehmens 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

 
• Angaben zu Beteiligungen von Angehörigen 
  

 Ich erkläre hiermit, dass nach meiner Kenntnis 
 
kein Angehöriger im Sinne des § 11 Abs. 1 Nr. 1 StGB eine bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG an 
dem anzeigenden Unternehmen oder entsprechende Anteile an einem anderen Unternehmen, das Anteile an dem 
anzeigenden Unternehmen hält, hält. 
 

 Die vorstehende Erklärung kann nicht abgegeben werden: Es sind Angaben zum Angehörigkeitsverhältnis, zur 
bedeutenden Beteiligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG an dem anzeigenden Unternehmen, ggf. den entsprechenden 
Anteilen an dem anderen Unternehmen, das Anteile an dem anzeigenden Unternehmen hält, zu machen. Die Angaben 
sind ggf. auf einem gesonderten Blatt auszuführen.  

 
Name des/der An-
gehörigen 

Angehörigkeitsverhält-
nis im Sinne des § 11 
Abs. 1 Nr. 1 StGB 

Bedeutende Beteiligung im Sinne des § 7 Nr. 3 VAG an dem 
anzeigenden Unternehmen oder Anteile an dem anderen Un-
ternehmen, das Anteile an dem anzeigenden Unternehmen hält 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

 

• Angaben zu anderen potentiellen Interessenkonflikten 
 

 Ich erkläre hiermit, dass nach meiner Kenntnis keine anderen potentiellen Interessenkonflikte zu meiner ange-
zeigten Tätigkeit bestehen. 
 

 Die vorstehende Erklärung kann nicht abgegeben werden: Es sind Angaben zu anderen potentiellen Interessen-
konflikten zu der angezeigten Tätigkeit und der beabsichtigte Umgang damit zu machen. Die Angaben sind auf einem 
gesonderten Blatt auszuführen.  
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7. Angaben zu weiteren Tätigkeiten  

 
 Es werden keine weiteren Tätigkeiten als Geschäftsleiter/in, als Mitglied eines Verwaltungs- oder Aufsichtsor-

gans, als Verantwortliche Person für eine Schlüsselfunktion oder für eine weitere Schlüsselaufgabe ausgeübt. 
 

 Es werden folgende weitere Tätigkeiten als Geschäftsleiter/in ausgeübt (ggf. auf einem gesonderten Blatt 
ausführen): 

 
 
Name des  
Unternehmens, 
Sitz 

 
Organ, Funk-
tion im Organ 

 
 
Tätig seit 

unter Auf-
sicht der 
BaFin 
ja/nein 

Angaben zur Mandatshöchstzahlberechnung 
(bspw. mehrere Mandate bei verschiedenen Un-
ternehmen derselben Versicherungs- oder Un-
ternehmensgruppe), ggf. auf einem gesonder-
ten Blatt ausführen 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

 
 Es werden folgende weitere Tätigkeiten als Mitglied in obligatorischen oder fakultativen Verwaltungs- 

und Aufsichtsorganen ausgeübt (ggf. auf einem gesonderten Blatt ausführen): 
 
 
Name des  
Unternehmens, 
Sitz 

 
Organ, Funk-
tion im Organ 

 
Mitglied 
seit 

unter Auf-
sicht der 
BaFin 
ja/nein 

Angaben zur Mandatshöchstzahlberechnung 
(bspw. mehrere Mandate bei verschiedenen Un-
ternehmen derselben Versicherungs- oder Un-
ternehmensgruppe), ggf. auf einem gesonder-
ten Blatt ausführen 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

 
 Es werden folgende weitere Tätigkeiten als verantwortliche Person für eine Schlüsselfunktion oder für 

eine weitere Schlüsselaufgabe i.S.v. § 24 VAG ausgeübt (ggf. auf einem gesonderten Blatt ausführen): 
 
 
Name des Unternehmens, Sitz 

 
Schlüsselfunktion oder weitere Schlüsselaufgabe 

 
Tätig seit 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

      
 

 
 

 Mir ist bewusst, dass neben der gesetzlichen Vorgabe zu Mandatshöchstzahlen in § 24 VAG auch in anderen 
Gesetzen Mandatsbeschränkungen (z.B. §§ 25c und 25d KWG, § 100 Abs. 2 AktG ggf. i.V.m. § 189 Abs. 3 Satz 1 
VAG) bestehen. 
 

8. Eventuell weitere für die Beurteilung der Zuverlässigkeit relevante Angaben (ggf. 
auf einem gesonderten Blatt ausführen) 
 
      
_________________________________________________________________________________ 
 
 
 

 Ich versichere die Richtigkeit und Vollständigkeit meiner Angaben. Über etwaige nachträg-
lich auftretende Änderungen werde ich unverzüglich in Schriftform gegenüber der Bundesan-
stalt berichten. Ich bin mir bewusst, dass unvollständige oder falsche Angaben in der Selbst-
auskunft die persönliche Zuverlässigkeit berühren können.  
 
 
_________________________________________________________________________________ 
Ort/Datum  eigenhändige Unterschrift 


